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Entschließungsantrag 

der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 


zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
— Drucksachen 12/6643, 12/7660 — 


Entwurf eines Schwangeren- und Familienhilfeänderungsgesetzes (SFHändG) 


Der Bundestag wolle beschließen; 

1 . 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Das Schutzkonzept einer Beratungsregelung, wie es vom Bundes- 
verfassungsgericht in seinem Urteil vom 28. Mai 1993 entwickelt 
worden ist und dem Schwangeren- und Familienhilfeänderungs- 
gesetz zugrunde liegt, kann seine volle Wirksamkeit nur entfal- 
ten, wenn die darin enthaltenen strafrechtlichen Regelungen 
durch präventive Maßnahmen des Lebensschutzes ergänzt wer- 
den. Das Bundesverfassungsgericht hat dem Staat und insbeson- 
dere dem Gesetzgeber im Hinblick auf die staatliche Schutzpflicht 
gegenüber dem ungeborenen Leben ausdrücklich aufgegeben, 
Grundlagen dafür zu schaffen, daß Familientätigkeit und Er- 
werbstätigkeit aufeinander abgestimmt werden können. Es hat in 
diesem Zusammenhang die im Schwangeren- und Familienhilfe- 
gesetz von 1992 enthaltenen Änderungen des Arbeitsförderungs- 
und Berufsbildungsgesetzes sowie die Regelungen für eine Ver- 
besserung der institutioneilen oder familiären Kinderbetreuung 
ebenso wie die Leistungen des sog. Familienlastenausgleichs, 
insbesondere das Erziehungsgeld, die Regelungen über den 
Erziehungsurlaub und den Unterhaltsvorschuß, ausdrücklich als 
in diesem Sinne geeignete Maßnahmen gewürdigt. Es hat hervor- 
gehoben, daß der Gesetzgeber die Bedeutung solcher Leistungen 
als Maßnahmen präventiven Lebensschutzes in Rechnung zu stel- 
len hat, wenn es erforderlich wird, staatliche Leistungen im Hin- 
blick auf knappe Mittel zu überprüfen. 

Vor diesem Hintergrund wird es als erforderlich angesehen, kon- 
krete soziale Hilfen für schwangere Frauen in Notlagen weiter zu 
verbessern, ln der Praxis hat sich die Bundesstiftung „Mutter und 
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Kind - Schutz des ungeborenen Lebens" zur ergänzenden Unter- 
stützung von Schwangeren in Not sehr bewährt. Mit den Stif- 
tungsmitteln können rasch und unbürokratisch persönliche und 
bedarfsorientierte Individualhilfen gewährt werden. Mit einer 
Aufstockung der jährlichen Zuweisung können noch mehr Hilfen 
für noch mehr Betroffene in konkreten Notlagen bereitgestellt 
werden. 

Für Frauen, insbesondere alleinerziehende Mütter, die nach der 
Geburt eines Kindes wieder in das Berufsleben eintreten wollen, 
ist die dadurch notwendig werdende Betreuung ihres Kindes mit 
oft derart hohen Kosten verbunden, daß sich der Wiedereinstieg in 
das Berufsleben finanziell nicht lohnen würde. Hier sollten alle 
Möglichkeiten geprüft werden, den betroffenen Frauen einen 
Zuschuß aus Bundesmitteln zu den Kinderbetreuungskosten zu 
gewähren. 


11 . 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

die finanzielle Ausstattung der Bundesstiftung „Mutter und 
Kind - Schutz des ungeborenen Lebens" zu verbessern, und zwar 
durch Anhebung der Mittel von 180 Mio. DM um 20 Mio. DM in 
einem ersten Schritt auf 200 Mio. DM in 1995, und für das Jahr 
1996 zu überprüfen, ob eine weitere Aufstockung erfolgt und/oder 
ob und inwieweit für bedürftige Frauen ein Zuschuß zu den 
Kinderbetreuungskosten gewährt werden kann. 


Bonn, den 27. Mai 1994 


Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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